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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 
 
 
Az: B 9 VS 4/10 B 
 
L 10 V 12/09 (LSG Nordrhein-Westfalen) 
S 35 (31) V 264/06 (SG Düsseldorf) 
 
 
………………………………………, 
 
 
 Klägerin und Beschwerdeführerin, 
 
Prozessbevollmächtigte: …………………………………….., 
 
 

g e g e n 
 
Bundesrepublik Deutschland, 
vertreten durch das Bundesministerium der Verteidigung, dieses vertreten durch die 
Wehrbereichsverwaltung West, 
Wilhelm-Raabe-Straße 46, 40470 Düsseldorf, 
 
 Beklagte und Beschwerdegegnerin, 
 
beigeladen: 
 
Landschaftsverband Rheinland - Dezernat 7 - Soziales/Integration, 
Kennedy-Ufer 2, 50679 Köln. 
 
 
 
Der 9. Senat des Bundessozialgerichts hat am 9. August 2010 durch den 

Vorsitzenden Richter   Prof. Dr.  L o y t v e d    sowie die Richter   K r u s c h i n s k y    und 

Dr.  K n ö r r  

beschlossen: 

 

Die Beschwerde der Klägerin gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil des 

Landessozialgerichts Nordrhein-Westfalen vom 24. Februar 2010 wird als unzulässig  

verworfen. 

 

Kosten sind nicht zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

Durch Urteil vom 24.2.2010 hat das Landessozialgericht Nordrhein-Westfalen (LSG) einen auf 

§ 44 SGB X gestützten Anspruch der Klägerin auf Hinterbliebenenleistungen nach dem 

Soldatenversorgungsgesetz (SVG) iVm dem Bundesversorgungsgesetz (BVG) nach ihrem im 

Jahre 1996 verstorbenen Ehemann verneint. Mit ihrer Beschwerde gegen die Nichtzulassung 

der Revision in diesem Urteil macht die Klägerin Verfahrensmängel sowie eine grundsätzliche 

Bedeutung der Rechtssache geltend.  

 

Die Nichtzulassungsbeschwerde der Klägerin ist unzulässig. Ihre Begründung genügt nicht den 

gesetzlichen Anforderungen (§ 160a Abs 2 Satz 3 SGG). Keiner der in § 160 Abs 2 SGG ab-

schließend aufgeführten Zulassungsgründe ist ordnungsgemäß dargetan worden (vgl § 160a 

Abs 2 Satz 3 SGG). 

 

Wird eine Nichtzulassungsbeschwerde darauf gestützt, dass ein Verfahrensmangel vorliege, 

auf dem die angefochtene Entscheidung beruhen könne (§ 160 Abs 2 Nr 3 SGG), so müssen 

bei der Bezeichnung des Verfahrensmangels die diesen (vermeintlich) begründenden 

Tatsachen substantiiert dargetan werden (vgl BSG SozR 1500 § 160a Nr 14, 24, 34, 36). 

Darüber hinaus ist die Darlegung erforderlich, dass und warum die Entscheidung des LSG 

- ausgehend von dessen materieller Rechtsansicht - auf dem Mangel beruhen kann, dass also 

die Möglichkeit einer Beeinflussung des Urteils besteht (vgl BSG SozR 1500 § 160a Nr 14, 36). 

Gemäß § 160 Abs 2 Nr 3 Halbs 2 SGG kann der geltend gemachte Verfahrensmangel 

allerdings nicht auf eine Verletzung von § 109 (Anhörung eines bestimmten Arztes) und § 128 

Abs 1 Satz 1 SGG (freie richterliche Beweiswürdigung) und auf eine Verletzung des § 103 SGG 

(Aufklärung des Sachverhalts von Amts wegen) nur gestützt werden, wenn er sich auf einen 

Beweisantrag bezieht, dem das LSG ohne hinreichende Begründung nicht gefolgt ist. 

 

Soweit die Klägerin als Verfahrensmangel eine Verletzung der freien richterlichen Beweis-

würdigung (§ 128 Abs 1 Satz 1 SGG) durch das LSG rügt, kann dies nach § 160 Abs 2 Nr 3 

Halbs 2 SGG von vornherein nicht zur Zulassung der Revision führen.  

 

Soweit die Klägerin ferner einen Verstoß gegen die tatrichterliche Sachaufklärungspflicht (§ 103 

SGG) rügt, müsste die Beschwerdebegründung im Hinblick auf § 160 Abs 2 Nr 3 Halbs 2 SGG 

folgende Punkte enthalten: (1) Bezeichnung eines für das Revisionsgericht ohne Weiteres 

auffindbaren, bis zuletzt aufrecht erhaltenen Beweisantrages, dem das LSG nicht gefolgt ist, 

(2) Wiedergabe der Rechtsauffassung des LSG, aufgrund deren bestimmte Tatfragen als 

klärungsbedürftig hätten erscheinen müssen, (3) Darlegung der von dem betreffenden 

Beweisantrag berührten Tatumstände, die zu weiterer Sachaufklärung Anlass gegeben hätten, 

(4) Angabe des voraussichtlichen Ergebnisses der unterbliebenen Beweiserhebung, (5) 

Schilderung, dass und warum die Entscheidung des LSG auf der angeblich unterlassenen 
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Beweisaufnahme beruhen könne, das LSG mithin bei Kenntnis des behaupteten Ergebnisses 

der unterlassenen Beweisaufnahme von seinem Rechtsstandpunkt aus zu einem anderen, für 

den Beschwerdeführer günstigeren Ergebnis hätte gelangen können (vgl BSG SozR 1500 

§ 160 Nr 5, 35, 45 und § 160a Nr 24, 34). Diesen Erfordernissen ist die Klägerin nicht gerecht 

geworden. Es fehlt bereits an der hinreichenden Bezeichnung eines vor dem LSG gestellten 

Beweisantrages. 

 

Auch insoweit die Klägerin die grundsätzliche Bedeutung der Rechtssache in zweierlei Hinsicht 

geltend macht, genügt ihr Vorbringen nicht den gesetzlichen Begründungsanforderungen. 

Grundsätzliche Bedeutung iS des § 160 Abs 2 Nr 1 SGG hat eine Rechtssache nur dann, wenn 

sie eine Rechtsfrage aufwirft, die - über den Einzelfall hinaus - aus Gründen der Rechtseinheit 

oder der Fortbildung des Rechts einer Klärung durch das Revisionsgericht bedürftig und fähig 

ist. Ein Beschwerdeführer muss daher anhand des anwendbaren Rechts sowie unter Berück-

sichtigung der höchstrichterlichen Rechtsprechung und des Schrifttums angeben, welche 

Rechtsfragen sich stellen, dass diese noch nicht geklärt sind, weshalb eine Klärung aus 

Gründen der Rechtseinheit oder Rechtsfortbildung erforderlich ist, und dass das angestrebte 

Revisionsverfahren eine Klärung erwarten lässt. Um seiner Darlegungspflicht zu genügen, 

muss der Beschwerdeführer mithin Folgendes aufzeigen: (1) eine bestimmte Rechtsfrage, 

(2) ihre (abstrakte) Klärungsbedürftigkeit, (3) ihre (konkrete) Klärungsfähigkeit sowie (4) die 

über den Einzelfall hinausgehende Bedeutung der von ihm angestrebten Entscheidung, also 

eine Breitenwirkung (vgl BSG SozR 1500 § 160 Nr 17; BSGE 40, 158 = SozR 1500 § 160a 

Nr 11; BSG SozR 1500 § 160a Nr 7, 13, 31, 59, 65).  

 

Die Klägerin sieht eine grundsätzliche Bedeutung der Rechtssache im Hinblick auf die vom 

LSG angenommene Missbräuchlichkeit der weiteren Rechtsverfolgung sowie die Definition der 

"gesundheitlichen Schädigung" iS des § 81 SVG. Betreffend beider rechtlichen Probleme hat es 

die Klägerin schon versäumt, jeweils eine bestimmte Rechtsfrage zu formulieren.  

 

Soweit die Klägerin hinsichtlich der vom LSG angenommenen Missbräuchlichkeit der weiteren 

Rechtsverfolgung eine grundsätzliche Bedeutung annimmt, kann dies ohnehin von vornherein 

nicht zur Zulassung der Revision führen. Der Begriff der Missbräuchlichkeit hat nur für die 

Kostenentscheidung des LSG nach § 192 SGG Bedeutung. Eine Revisionszulassung allein hin-

sichtlich der Kostenentscheidung ist nicht möglich (BSG SozR 1500 § 160 Nr 54). Selbst bei 

Vorliegen einer berufungsgerichtlichen Revisionszulassung ist dieses Rechtsmittel nicht zu-

lässig, sofern sich die Begründung allein auf die Kostenentscheidung beschränkt (BSG SozR 

1500 § 164 Nr 32). 

 

Hinsichtlich des Begriffes der gesundheitlichen Schädigung fehlen auch Ausführungen zur 

Klärungsbedürftigkeit in dem angestrebten Revisionsverfahren. Dazu hätte es einer näheren 

Auseinandersetzung mit vorliegender höchstrichterlicher Rechtsprechung bedurft. 

6 

7 

8 

9 

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


- 4 - 
 

 
  

 

 

Die Beschwerde ist daher ohne Hinzuziehung ehrenamtlicher Richter als unzulässig zu ver-

werfen (§ 160a Abs 4 Satz 1 Halbs 2 iVm § 169 SGG). 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf einer entsprechenden Anwendung des § 193 SGG. 
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